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des Nationalrates XV. Gesctz~.:bu"l.i';l)c .. ioclc 

A n fra g e 

der Abgeordneten Ing. Hobl 

und Genoseen 

an den Herrn Bundesminister für Justiz 

betreffen die Fortsetzung der bisherigen Praxis in Rechtshilfe­

angelegenheiten von Gerichten Liechtensteins 

Zeitungsmeldungen zufolge hat der österreichische Honorarkonsul 

in Liechtenstein g Rechtsanwalt Dr. Herbert Batliner, in einer 

Rede vor Rechtsanwälten jenen liechtensteinschen Landrichter 

heftig kritisiert, der durch eine rasche Reaktion auf österreichi­

sche Rechtshilfeersuchen wesentlich dazu beigetragen hat, daß die 

Rolle von Briefkastenfirmen in Liechtenstein bei der Bezahlung von 

Schmiergeldern im Zusammenhang mit dem Bau des AKH geklärt werden 

konnte. Der österreichische Honorarkonsul stellte nach diesen 

Zeitungsmeldungen in seinem Referat fest, daß ein "kleinern 

liechtensteinischer Richter aufgrund des österreichischen Rechts­

hilfeansuchens das Anwalts- und Bankgeheimnis verletzt habe. Nach An­

sicht Konsul Dr o Batliners "darf so etwas nie wieder passieren!:". 

In diesem Zusammenhang soll auch der Vorwurf rechtswidriger Vorgangs-

weisen im Rechtshilfeverfahren im Zuge der AKH-Untersuchungen 

erhoben worden sein. Es ist daher zu befürchten, daß durch verschiedene 

Kreise, an denen augenscheinlich bedauerlicherweise auch ein österrei­

chischer Honorarkonsul beteiligt ist, EinflUß, und unter Umständen 

auch Druck dahingehend auszuüben versuchen, daß die bisher so 

kooperative Rechtshilfepraxis von Gerichten Liechtensteins im Zuge 

der Untersuchungen von Schmiergeldzahlungen im Zusammenhang mit dem 

Bau des AKH eingeschränkt werden soll. Die unterfertigten Abge­

ordneten stellen daher, insbesondere im Hinblick auf die Bedeutung 

der Aufklärung von Schmiergeldzahlungen im Zusammenhnag mit dem 

Bau des AKH an den Herrn Bundesminister für Justiz die nachstehende 

AnI:rage 
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1. Entspricht die bisherige Vorgangsweise bei Rechtshilfe­

verfahren im Zuge der AKH-Untersuchungen dem Rechtshilfe­

abkommen österreichs mit Liechtenstein sowie der inter­

nationalen tlbung im Rechtshilfeverkehr zwischen europäischen 

Staaten? 

2. Sind Sie bereit dafür Sorge zu tragen, daß zum nächst­

möglichen ZeitpunktVernandlungen zwischen österreich und 

Liechtenstein zur Sicherung der gegenseitigen Rechtshilfe 

und deren Ausweitung aufgenommen werden? 
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